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V E R A N S T A L T U N G B E R I C H T  

 

Die Rolle des Öffentlichen Sektors in 
Demokratischen Staaten
Die Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) ver-

anstaltete  gemeinsam mit ihrem neuen 
NRO-Partner, dem „Zentrum für politische 
und soziale Entwicklung (CEPSOR)“ am 

25.  April 2015 in  Zagreb eine erste Ver-
anstaltung aus der gemeinsamen Semi-
narreihe: „ Bildung  für Öffentliches Enga-

gement“ zum Thema: „Die Rolle des öf-
fentlichen Sektors in demokratischen 
Staaten“. Die Veranstaltung hatte das 

Ziel, die Grundlagen der öffentlichen Ver-
waltung im Staat des XX. Jahrhundert und 
das Verhältnis zwischen dem Öffentlichen 

und dem Privaten Sektor aufzuzeigen und 
die aktuellen  Reformansätze in der Öf-
fentlichen Verwaltung in Kroatien zu dis-

kutieren. 

Der Professor für Kroatischen Studien, Dr. 
Danijel Labaš und die  Assistentin an der 
Kroatischen Katholischen Universität, Valen-
tina Kanić, eröffneten das Seminar mit einer 
Darstellung der Öffentlichen Verwaltung aus 
zwei verschieden Perspektiven.              
Prof. Dr. Danijel Labaš sprach über das 
Problem der Kommunikation im Öffentlichen 
Sektor und betonte dabei die Bedeutung der 
präzisen Ausdrucksweise zur Konkretisie-
rung der im Öffentlichen Bereich zu befol-
genden Regeln. Er diskutierte dann die häu-
figsten Fehler,  die vor allem im Bereich der 
nonverbalen Kommunikation immer wieder 
gemacht würden.                                    
Valentina Kanić konzentrierte sich in ihrer 
Präsentation danach auf die ethischen 
Grundlagen der Öffentlichen Verwaltung und 
betonte dabei ihre wichtigste Zielsetzung, 
nämlich die Förderung des Gemeinwohls. 
Sie ging dann auf die zwei größten Proble-
me in der Öffentlichen Verwaltung in Kroa-
tien ein, die vor allem nach Wahlen immer 
wiederkehrende Fluktuation von Mitarbeiter 
in Behörden sowie der unverantwortliche 
Umgang mit Öffentlichen Güter und Fi-

nanzmitteln sowie der vorhandenen natürli-
chen Ressourcen des Landes. 

Der Dozent der Fakultät für Politikwissen-
schaften an der Universität Zagreb, Dr. 
Hrvoje Špehar berichtete dann von den  
Veränderungen des Staates im 20. Jahr-
hundert und betonte den notwendigerweise 
unpolitischen Charakter jeder Öffentlichen 
Verwaltung. Sie solle in Kroatien noch stär-
ker „entpolitisiert“ werden  und sich für Fra-
gen des Gemeinwohls stark machen. Die 
Bürger müssten sich einen kritischen Blick 
auf die Entscheidungen des Staates bewah-
ren und eingreifen wenn der Öffentlichen 
Meinung als wichtigstem Orientierungspunkt 
der politischen Akteure/Parteien nicht mehr 
die notwendige Aufmerksamkeit geschenkt 
werde. Erst wenn diese immerwährend be-
rücksichtigt würde, könne von einem wirk-
lich demokratischen Staat gesprochen wer-
den. 

Der Berater im kroatischen Außenministeri-
um, Jure Vujić, verglich dann das französi-
sche mit dem angelsächsischen Modell der 
Perzeption des Gemeinwohls. Das angel-
sächsische Modell basiere bis heute auf 
Überlegungen des Philosophen Adam Smith 
der in seinem Hauptwerk: „Der Wohlstand 
der Nationen“ postuliert hatte, dass sich die 
öffentlichen und privaten Interessen in der 
Realität nicht etwa unversöhnlich gegen-
überstünden sondern dass das individuelle 
Gewinnstreben zugleich wenn auch indirekt 
dem Gemeinwohl diene. Im Gegensatz zu 
diesem angelsächsischen Modell, bestehe 
der französische Begriff des Gemeinwohls 
nicht aus einer Zusammenfassung aller pri-
vater Interessen, sondern im Gegenteil da-
rin, dass private Interessen dem öffentli-
chen Interesse oft entgegenstehen. 
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Der Leiter der Konrad-Adenauer-Stiftung in 
Kroatien, Dr. Michael Lange, begrüßte die 
Initiative des Zentrum für politische und so-
ziale Entwicklung Veranstaltungen dieser Art 
zu organisieren und äußerte seine Zufrie-
denheit darüber, dass man zusammen mit 
den Teilnehmern dieses Seminars auf diese 
Weise über Themen wie die Entwicklung 
und Stabilität der Demokratie, ihre Grund-
werte, ihre Umsetzung in der Praxis sowie 
über demokratische Institution in Kroatien 
diskutieren könne. Dies sei ein wichtiges 
Ziel der Arbeit der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Kroatien. Mit Blick auf das The-
ma der aktuellen Veranstaltung, betonte Dr. 
Lange, dass sich die Stiftung für das deut-
sche Modell der Sozialen Marktwirtschaft 
einsetze und in diesen Model die Rolle des 
Staates auf die Sicherung der notwendigen 
rechtlichen Rahmenbedingungen des Markt-
geschehens beschränkt sei. Er beschrieb 
dann ganz allgemein die Lage der Christli-
chen Demokratie in Europa, die sich heute 
großen Herausforderungen ausgesetzt sehe 
und appellierte an die Teilnehmer, sich wei-
terhin auch in Kroatien für die Grundwerte 
der Christlichen Demokratie einzusetzen. 

Der Jurist und Aktivist, Dr. Neven Šimac, 
beschrieb am Anfang seines Vortrags die 
aktuelle Lage der Öffentlichen Verwaltung in 
Kroatien. Diese werde heute von vielen kro-
atischen Bürgern als kompliziert, bürokra-
tisch und unflexible charakterisiert. Er ging 
dann auf die Modernisierungsstrategie für 
öffentliche Verwaltung 2014-2020 ein, wel-
che die aktuelle Regierung (angeblich) ver-
folge. Diese basiere auf drei Hauptelemen-
te: die Verbesserung der öffentlichen 
Dienstleistungen, die Qualifizierung ihrer 
Mitarbeiter und der allgemeinen Effizienz-
steigerung. Erst jüngst habe das Institut für 
öffentliche Verwaltung, verlauten lassen 
dass es keine zeitnahe Analyse des Zu-
stands der öffentlichen Verwaltung in Kroa-
tien gebe. Es gebe  weder eine öffentliche 
Diskussion über die Leistungen der Öffentli-
chen Verwaltung in Kroatien noch über die 
Bedürfnisse der einzelnen Ministerien als 
politische Exekutiven der Öffentlichen Ver-
waltung.                                                   

 

Er betonte, dass eine Reform der Öffentli-
chen Verwaltung die Interessen sowohl der 
Steuerzahler als auch der Mitarbeiter in der 
öffentlichen Verwaltung zu berücksichtigen 
habe; im Zentrum stehe jedoch der Nutze 
für den Bürger als den Nachfrager/ Konsu-
menten Öffentlicher Dienstleistungen. Da-
rum sei es äußerst wichtig, immer wieder  
eine grundlegende Reform der Öffentlichen 
Verwaltung anzustreben, damit die politi-
schen Erwartungen der Bevölkerung mit 
Blick auf den Haushalt, die Dezentralisie-
rung, die Zusammenarbeit mit der Zivilge-
sellschaft und die Einführung der E-
Verwaltung erfüllt werden könnten. 

 

 

 


